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ZU dem Antrag der Abgeordneten Ulrike Höfken, Steffi Lemke 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/4141 - 


Beendigung der tierquälerischen Robbenjagd 


A. Problem 

Die Antragsteller verweisen in ihrem Antrag auf die in vielen Län- 
dern alljährliche umfangreiche Robbenbejagung und die damit 
verbundene starke Dezimierung der weltweiten Robbenbestände. 
Zudem werden die extrem grausamen Tötungsmethoden verur- 
teilt, die aus tierschutzrechtlichen Gründen abzulehnen seien. 

Der Rückgang der Fischbestände werde nicht durch die Robben 
verursacht, sondern durch die industriellen Fischfangmethoden 
und die globale Umweltverschmutzung sowie durch die vielfachen 
zerstörerischen Einwirkungen auf die Lebensräume der Fische. 


B; Lösung 

Die Antragsteller verlangen, die Bundesregierung aufzufordern, 

- sich für die sofortige Aussetzung der Robbenjagd in allen Teilen 
der Welt einzusetzen, 

- sicherzustellen, daß keine Produkte von geschlachteten Robben 
auf den deutschen Markt gelangen, sowie ein nationales Verbot 
für FeUe und Häute von Tieren, die mit Hilf e von Tellereisen-Fal- 
len gefangen wurden, zu erlassen, 

- auf unverzüghche Einstellung der weltweiten Treibnetzfischerei 
und anderer ökologisch und tierschützerisch bedenklicher 
Fang- und Jagdmethoden sowie die strikte Kontrolle aller bereits 
geltenden Übereinkommen hinzuwirken, 

- eine dringliche Protestnote an die Regierungen der betroffenen 
Länder weiterzuleiten. 

Mehrheitliche Ablehnung im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/4 14 1 - abzulehnen. 

Bonn, den 23. April 1997 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Peter Harry Carstensen (Nordstrand) Siegfried Hornung 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Siegfried Hornung 


1. Beratungsgang 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 164. Sitzung 
am 14. März 1997 den Antrag auf Drucksache 13/4141 
behandelt und federführend an den Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie zur 
Mitberatung an den Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit überwiesen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat in seiner 54. Sitzung am 23. April 1997 
die Vorlage beraten und mit den Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU und FD.R gegen die Stimmen 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Gruppe der PDS abgelehnt. 

Der federführende Ausschuß hat die Vorlage in sei- 
ner 69. Sitzung am 23. April 1997 behandelt. 


2. Inhalt der Vorlage 

Die Antragsteller verweisen in ihrem Antrag auf die 
alljährlich in vielen Ländern durchgeführte intensive 
Bejagung von Robbenbeständen und die damit 
verbundenen extremen grausamen Tötungsmetho- 
den, die aus tierschutzrechthchen Gründen abzuleh- 
nen seien. Angesichts der Überfischung und starken 
Verschmutzung der Weltmeere sowie der brutalen 
Bejagung in den vergangenen Jahren sei der Rob- 
benbestand bereits auf ein Dreißigstel seiner 
ursprünglichen Größe dezimiert und zum Teil stark 
in seiner Existenz gefährdet. In Anbetracht der ver- 


stärkten Nachfrage in asiatischen Staaten werde die 
weltweite Robbenjagd weiter forciert. 

Die Europäische Union habe ursprünglich die Ein- 
fuhr von Fellen und Häuten von Tieren, die nüt 
TeUereisen-FaUen gefangen werden, zum 1. Januar 
1996 verbieten wollen. Auf Druck der USA und Ka- 
nada sei diese Entscheidung jedoch um ein Jahr ver- 
schoben worden. Den Mitghedstaaten sei es jedoch 
freigestellt, ein nationales Einfuhrverbot zu erlassen; 
daher bestehe ein dringender Handlungsbedarf. 

Die Antragsteller fordern die Bundesregierung auf, 
Maßnahmen zu ergreifen, die die sofortige Ausset- 
zung der Robbenjagd in allen Teilen der Welt vor- 
sehe, sowie sicherzustellen, daß keine Produkte von 
geschlachteten Robben auf den deutschen Markt ge- 
langen. Darüber hinaus solle die Bundesregierung 
auf eine unverzügliche Einstellung der weltweiten 
Treibnetzfischerei und anderer ökologisch und tier- 
schützerisch bedenklicher Fang- und Jagdmethoden 
sowie die strikte Kontrolle aller bereits geltender 
Übereinkommen hinwirken und dies durch die Über- 
nüttlung einer dringhchen Protestnote an die Regie- 
rungen der betroffenen Länder sichers teilen. 

3. Beratung im 10. Ausschuß 

Bei der Beratung der Vorlage in der 69. Sitzung am 
23. April 1997 des federführenden Ausschusses hat 
die antragstellende Fraktion nochmals die im Antrag 
formulierten Gründe und Forderungen vorgetragen 
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und darauf verwiesen, daß insbesondere die Jungtie- 
re auf grausame Weise getötet würden. Vordringüch 
seien insbesondere die sofortige weltweite Ausset- 
zung der Robbenjagd sowie ein nationales Einfuhr- 
verbot für alle Produkte, die von geschlachteten Rob- 
ben auf den Markt gelangen. 

Seitens der Koahtionsfraktionen wurde dazu ausge- 
führt, daß die Forderung nach einem weltweiten Ver- 
bot der Robbenjagd nicht gerechtfertigt sei. Ein ent- 
sprechendes Verbot sei auch aus Artenschutzgrün- 
den nicht erforderhch, da die fraglichen Robbenar- 
ten, insbesondere die Sattelrobben und Klappmüt- 
zenrobben, nicht in dem Maße gefährdet seien, daß 
ihre Nutzung unterbleiben könnte. Aus diesem 
Grunde seien die Robbenarten bisher auch nicht in 
das Washingtoner Artenschutzabkommen aufge- 
nommen worden. Für Robbenprodukte bestehe der- 
zeit in der Bundesrepubhk Deutschland ein Import- 
verbot nur insoweit, als es sich um Produkte von 
Jungrobben handele. 

Zu weitergehenden Forderungen zur Einstellung be- 
denkhcher Fang- und Jagdmethoden sei grundsätz- 
hch zu sagen, daß es weltweit keine verbindhchen 
Übereinkünfte, die tierschutzrechthche Mindeststan- 
dards für den Umgang mit Tieren festlegen, gebe. 
Angesichts unterschiedhcher kultureller, wirtschaft- 


Bonn, 23. Aprü 1997 


Siegfried Hornung 

Berichterstatter 


Ücher und gesellschafthcher Bedingungen und dar- 
auf resultierender von Land zu Land abweichender 
Auffassungen über einen tierschutz gerechten Um- 
gang mit Tieren sei mit solchen international ver- 
bindhchen Regelungen in absehbarer Zeit nicht zu 
rechnen. In Anerkennung dieser Gegebenheiten sei 
einer Einflußnahme der Bundesregierung auf inner- 
staathche Regelungen oder Gebräuche anderer Län- 
der nicht möglich. 

Einvernehmen bestand im Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten darüber, daß bei bilate- 
ralen und internationalen Gesprächen darauf hinge- 
wirkt werden sollo, weiterhin für eine Verbesserung 
des Tierschutzstandards bei der Tötung von Tieren 
einzutreten und auf den Abschluß international ver- 
bindhcher Regelungen über tierschutzgerechte 
Tötungs- und Fangmethoden hinzuwirken. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/4141 - wurde mehrheithch mit den 
Stimmen der Koahtionsfraktionen und der Mehrheit 
der Fraktion der SPD gegen die Stimmen der antrag- 
stehenden Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
Enthaltung der Gruppe der PDS und einigen Stim- 
men aus den Reihen der Fraktion der SPD abge- 
lehnt. 
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